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Für Stadtgemeinden mit mehr als 100 000 Ein. 
wohnern bleibt die Erteilung der Zuſtimmung uns 
vorbehalten. Die Zahl der Einwohner im Sinne 
dieſer Vorſchrift beſtimmt ſich nach der ortsanweſen⸗ 
den Bevölkerung bei der letzten Volkszählung. 

III. Die Zulaſſung von Ausnahmen gemäß 
8 56 Abſ. 3 und 4 Komm. Abg. Geſ. bei der Unter⸗ 
verteilung des durch Realſteuern aufzubringenden 
Bedarfs auf die einzelnen Realſteuerarten kann nach 
Lage der geſetzlichen Vorſchriften nicht übertragen 
werben und bleibt baher für Stadt⸗ und Land⸗ 
gemeinden ohne Ausnahme nach wie vor uns 
vorbehalten. 

IV. In den Fällen der Einführung einer neuen 
oder der arundjäglichen Veränderung einer be 
ſtehenden direkten oder indirekten Gemeindeſteuer it 
vor Erteilung der Zuſtimmung an uns zu 
berichten: 

1. wenn es ſich um einen erſten Fall handelt, 
ſofern ſich nicht die von der Gemeinde beſchloſſene 
Steuerordnung einem geltenden Muſter anſchließt, 

2., außerdem wird im beſonderen beſtimmt: 

a) Ordnungen, durch welche gewerbliche Nieder⸗ 
laſſungen auswärtiger Unternehmer (Filialen) 
einer beſonderen Gewerbeſteuer unterworfen 
werden ſollen (ſogenannte Filialſteuer⸗ 
orduungen), dürfen eine Zuſtimmung nur 
in Fällen erhalten, in welchen beſondere 
örtliche Verhältniſſe ihre Einführung ange⸗ 
meſſen erſcheinen laſſen und ſind auch dann 
vor Erteilung der Zuſtimmung uns vorzulegen, 
ſofern ſie die Filialbeſteuerung abweichend 
non den Grundſätzen unſeres Runderlaſſes 
vom 26. März 1907 (Min. Bl. S. 120) 
regeln wollen. 

b) Ordnungen, durch welche eine Gemeindeſteuer 
vom Erwerbe von Grundſtücken eingeführt 
oder grundſätzlich verändert werden ſoll (ſo⸗ 
genannte Umſatzſteuerordnungen), ſind 
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599. Mir haben beſchloſſen, auf Grund des 

3 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 die Erteilung der Zuſtimmung zur 
N von Gemeinde beichlüffen, durch 
welche 


a) beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern 
neu eingeführt ober in ihren Grundſätzen ver⸗ 
ändert, 

b) Abweichungen von den in 9 54 a. a. O. vor⸗ 
geſchriebenen Verteilungsregeln, 

o) Zuſchläge über den vollen Satz der Staatsein⸗ 
kommenſteuer hinaus angeordnet werden, in 
weiterem Umfange als bisher auf die Ober⸗ 
präſidenten bezw. die Regierungspräſidenten zu 
übertragen, und befiimmen zu dieſem Zwecke 
folgendes: 

I. Die Erteilung der Zuſtimmung zur Genehmi⸗ 
gung von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche beſon⸗ 
dere direkte oder indirekte Ge⸗ 
meindeſteuern neu eingeführt oder in ihren 
Grundſätzen verändert werden, ſteht für alle Land⸗ 

emeinden den Regierungspräſidente n, 

für alle Stadtgemeinden mit Ausnahme der 
Stadt Berlin den Oberpräſidenten zu. 

Für die Stadtgemeinde Berlin bleibt die Er⸗ 
teilung der Zuſtimmung uns vorbehalten, da hier 
an Stelle des Bezirksausſchuſſes der Oberpräfibent 
Genehmigungeinſtanz iſt (8 43 Abſ. 3 Landes⸗ 
Verw. Geſ.). 

II. Die Erteilung der Zuſtimmung Ur 
Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche 
Ab weichungen von den in $ 54 Komm. Abg. 

eſ. vorgeſchriebenen Verteilungsregeln 

oder Zu ſchläge über den vollen Satz der 
Staats einkommenſteuer hinaus angeordnet 
werden, ſſeht für alle Landgemeinden den 
Regierungspräſidenten, für Stadt: 
gemeinden mit nicht mehr als 100000 Ein- 
wohnern den Oberpräſidenten zu. 
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vor Erteilung der Zuſtimmung uns vorzu⸗ 
legen, wenn der Steuerſatz über 1% hinaus 
geſteigert oder wenn von den in § 6 ber 
Muſterſteuerordnung vorgeſehenen Befreiungs⸗ 
vorſchriften abgewichen werden ſoll. Eine 
vorherige Anhörung des Provinzialſteuer⸗ 
direktors durch die Ober⸗ bezw. Regierungs⸗ 
präſidenten iſt in keinem Falle mehr 
erforderlich; vielmehr behalten wir uns eine 
ſolche für die Fälle vor, in denen wir ſie 
für angezeigt erachten. 

c) Ordnungen welche Gemeindeſteuern von der 

Erlangung der Erlaubnis zum ſtändigen 
Betriebe der Gaſtwirtſchaft, Schankwirſchaft 
oder des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus betreffen (ſogenannte Schank⸗ 
konzeſſlonsſteuerordnungen), find vor 
Erteilung der Zuſtimmung uns vorzulegen, 
wenn die nach dem Runderlaſſe vom 
12. März 1907 (Min. Bl. S. 119) in 
Gemeinden innezuhaltenden Steuerhöchſtſätze 
ausnahmsweiſe aus beſonderen Gründen 
überſchritten werden ſollen. Abgeſehen von 
Fällen dieſer Art iſt die Frage einer vor⸗ 
herigen Berichterſtattung an uns nach den 
Grundſätzen unſeres Runderlaſſes vom 
28. Februar 1907 (Min. Bl. S. 91) zu 
beurteilen, wobei die dort für Schankkonzeſſions⸗ 
ſteuerordnungen der Kreiſe gegebenen Wei⸗ 
ſungen ſinngemäß auf Schankkonzeſſions⸗ 
1 für Gemeinden anzuwenden 
ind. 

V. Ob bei der Einführung einer neuen oder 
der grundſätzlichen Veränderung einer beſtehenden 
direkten oder indirekten Gemeindeſteuer die Zu⸗ 
ſtimmung ohne Zeitbeſchränkung oder zu⸗ 
nächſt nur auf eine beſtimmte Friſt (ein oder 
mehrere Jahre) zu erteilen iſt, bleibt dem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen der Zuſtimmungsinſtanz über⸗ 
laſſen. Wird eine zeitliche Beſchränkung der Zu⸗ 
ſüümmung für erforderlich erachtet, Jo it gleichzeitig 
der Vorbehalt auszusprechen, die Beſchränkung vor 
Ablauf der Friſt auf Antrag ufzuheben. 


VI. Steuerordnungen, durch welche reichs⸗ 
geſetzlichen Beſchränkungen unterliegende 
Verbrauchsſteuern (Art. 10 der Ausf. Anweiſung 
zum Komm.⸗Abg.⸗Geſ.) eingeführt oder grundſätzlich 
verändert werden, find, ſofern fie nicht einem gelten⸗ 
den Muſter entſprechen, vor Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung dem Provinztalſteuerdirektor mitzuteilen 
und, falls den etwaigen Einwendungen des Provin⸗ 
ztalſteuerdirektors nicht beigetreten werden kann, uns 
vorzulegen. 

Von jeder Steuerordnung, durch welche Ver⸗ 
brauchsabgaben der bezeichneten Art eingeführt 
werden, ſind uns, mit Ausnahme von Bierſteuer⸗ 
ordnungen, nach wie vor drei Exemplare einzu⸗ 


reichen. Das Gleiche gilt für Nachträge zu ſolchen 
Ordnungen. 

Wegen der Bierſteuerordnungen verbleibt 
etz bei der vierteljährlichen tabellariſchen Bericht⸗ 
erſtattung nach Maßgabe des Runderlaſſes vom 
6. März 1902 (M. d. J. IVb 549, F. M. III. 
2080, II. 1452), wobei auch der Runderlaß vom 
28. November 1906 (Min.⸗Bl. S. 348) zu be⸗ 
achten bleibt. 

VII. Gemeindebeſchlüſſe, welche für die Um⸗ 
lagenvertellung Abweichungen von den Ver⸗ 


teilungsregeln des 8 54 Komm.⸗Abg.⸗Geſ. vorſehen, 


ſind vor Erteilung der Zuſtimmung uns vorzulegen, 
wenn die Abweichung eine Mehrbelaſtung der Ein⸗ 
kommenſteuer über die nach der Regel inne⸗ 
zuhaltende Grenze hinaus in ſich ſchließt. 

VIII. Die Stadtgemeinden und die mehr als 
10000 Einwohner zählenden Landgemeinden haben 
ihren Anträgen auf Erteilung der Genehmigung 
und Zuſtimmung zu ihren Umlagenverteilungs⸗ 
beſchlüſſen außer dieſen Beſchlüſſen und dem Haus⸗ 
haltsplane wie bisher eine ſummariſche Nach⸗ 
weiſung über die Verteilung der Gemeinde⸗ 
aus gaben auf die verſchiedenen Steuerarten 
nach dem anliegenden Muſter A beizufügen. Den 
Genehmigungs⸗ und Zuſtimmungsinſtanzen bleibt 
vorbehalten, im Falle begründeten Zweifels die Er⸗ 
gänzung der Nachwelſung durch Beibringung er⸗ 
läuternder Unterlagen zu fordern. Von der Bei- 
fügung des Haushaltsplanes kann ausnahmsweiſe 
abgeſehen werden, wenn durch die Beifügung, etwa 
well der Plan noch nicht gedruckt vorliegt, eine 
Verzögerung eniſtehen würde. 

IX. Die Regierungspräſidenten wollen 
uns ſpäteſtens bis zum 1. Oktober jeden Jahres 
eine nach dem anliegenden Muſter B aufzuſtellende 
Nachweiſung derjenigen Landgemeinden 
ihres Bezirks einreichen, in denen mehr als 
400 % Zuſchläge zur Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhoben werden, oder in denen zwar nicht 
mehr als 400 % erhoben werden, aber die Be⸗ 
laſtung der Einkommenſteuer im Verhältnis zu den 
Realſteuern eine ſtärkere iſt, als fie im nächſtvoran⸗ 
gegangenen Rechnungsſahre war, ſei es, daß die 
Einkommenſteuerzuſchläge in ſtärkerem Verhältnis 
geſtiegen, ſei es, daß ſie in geringerem Verhältnis 
geſunken ſind, als die Realſteuerprozente. 

Xx. Die Oberpräſidenten wollen uns 
ſpäteſtens bis zum 1. Oktober jeden Jahres elne 
nach dem anliegenden Muſter C aufzuſtellende 
Nachweiſung derjenigen nicht mehr als 
100000 Einwohner zählenden Städte ihrer 
Provinz einreichen, in denen mehr als 200% 
Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer er⸗ 
hoben werden, oder in denen zwar nicht mehr als 
200% erhoben werden, aber die Belaſtung der 
Einkommenſteuer im Verhältnis zu den Realſteuern 


ö 
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eine ſtärkere ift, als fie im nächſtvorangegangenen 
Rechnungsjahre war, el es. daß die Einkommen⸗ 
ſteuerzuſchläge in ſtärkerem Verhältnis geſtiegen, ſei 
es, daß ſie in geringerem Verhältnis geſunken ſind 
als die Realſteuerprozente. 

XI. Weiter wollen uns die Oberpräſtdenten 
zum 1. Oktober jeden Jahres über die in Stadt⸗ 
gemeinden ihrer Provinz zur Einführung ge⸗ 
langten Schankkonzeſſionsſteuerordnungen 
eine tabellariſche Nachweiſung nach dem anliegenden 
Muſter D in drei Ausfertigungen einreichen. In 
die erſtmalig einzureichende Nachweiſung ſind ſämt⸗ 
liche ſtädtiſchen Schankkonzeſſionsſteuerordnungen 
aufzunehmen, die bis dahin eingeführt worden find, 
d. h. alſo auch die Ordnungen, zu deren Genehmi⸗ 
gung die Zuſtimmung bisher von uns erteilt worden 
iſt. In den weiterhin zu dem genannten Zeit⸗ 
punkte einzureichenden Jahresnachweiſungen find die 
nach Einreichung der jeweilig vorjährigen Nach⸗ 
weiſung zur Einführung gekommenen Steuerordnungen 
aufzuführen. 

Für ſtädtiſche Umſatzſteuer ordnungen iſt 
die Einreichung einer entſprechenden Jahresnach⸗ 
weiſung durch den Runderlaß vom 28. Februar 1907 
(Min.⸗Bl. S. 94) vorgeſchrieben. 


XII. Bei dieſer Gelegenheit machen wir erneut 
auf die Vorſchrift aufmerkſam, daß alle Berichte in 
Gemeindeſteuerangelegenheiten unter der äußeren 
Adreſſe des Miniſters des Innern zur Abſendung 
zu bringen ſind (Abſ. 2 des Runderlaſſes vom 
5. Dezember 1901, Min.⸗Bl. 1902, S. 8). ne 
beſondere erſuchen wir die Oberpräſidenten, gefälligit 
dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Vorſchrift bei der 
Weiterſendung der bei Ihnen durchlaufenden Be⸗ 
richte der Regierungspräſidenten beachtet wird. 

XIII. Dieſer Erlaß, der im Miniſterialblatte 
für die innere Verwaltung veröffentlicht werden 
wird, tritt an die Stelle der Erlaſſe vom 3. De⸗ 
zember 1900 (Min. Bl. 1901, S. 5), 21. Oktober 
1903 (Min.⸗Bl. S. 241) und 8. März 1907 
(Min.⸗Bl. S. 119). 

Die Regierungspräſidenten erſuchen wir er⸗ 
gebenſt, dieſen Erlaß gebührenfrei durch die Re⸗ 
gierungsamtsblätter bekannt zu machen. 

Berlin, den 26. Juni 1907. 

Der Finanzminiſter. 
Frhr. von Rheinbaben. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: von Biſchoffshauſen. 


Summariſche Nachweiſung Muſter A. 
über die Vertellung der Gemeindeausgaben auf die verſchiedenen Steuerarten in der n 
Landgemeinde 
für das Nehnungsjahr 
Netto⸗Einnahmen Netto⸗ 
aus welche vorzugs⸗ welche lediglich welche nach billi⸗ 
Stadt 55 Ge⸗ aus aus weiſe durch Ein- durch Realſteuern gam Ermeffen auf 
Ge⸗ bühren direkt fonftigen kommenſteuer zu | aufzubringen Realſteuern und 
Meinde⸗ und ndirekten Ein- decken find. ſind. Einkommenſteuer 
Dead! Bei- | Steuern ne (Ausführ. Anw. (Ausführ. Anw. 9 u 
8 2 dit, 39, 0 2a) Ur. 39, E20) Cat. 39.1 20) 
1 25 3 3 6 7 8 
14 aM 4 . M 4 | A 
tab. — —ö nn 
b) iR Unter den in jeder Spalte (6 bis 10) in einer 
e ix Summe einzuſtellenden Geſamtbeträgen ift anzu⸗ 
o) Luſtbar⸗ geben, welcher Art die in die einzelnen Spalten 
keitsſt. aufgenommenen Ausgaben ſind. 
d) Ver⸗ | 
brauchs 
N 
e) 
9 | 


*) Zu Spalte 2 bis 13: In Spalte 2-13 find 
Angaben für das bei der beantragten Umlagegenehmigung in 


die für das Vorjahr geltenden Zahlen oder Prozente unter den 
Frage ſtehende Etatsjahr mit roter Tinte einzutragen. 
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Ausgaben Der durch 


N — f direkte Bemerkungen 
a fin dem 1 11 1 5 Steuern (ab- Umfagefät 
ollaufkommen nis der auf beide eſehen von mlagefähige beſond 
banken e e er ere Saen, |, nee Le 
arten auf dieſelben ſamtausgaben zu fſteuer) auf- ge ſumlagenverteilung direkter St 
zu verteilen ſind. verteilen ſind. zubringende rekter euern) 
(M. E. vom 7. De⸗ (M. E. vom 7. De⸗ Betrag 
zember 1895 Nr. 5) zember 1895, Nr. 2) 1 s 
9 10 11 12 13 14 
1 7 M 4 u 5 
— ahrneisnennesene Aa een a) Einkommen: 155 
a feuer inkl. auf Einf» | I B 
fingierter ſteuer g ed 
Steuerſätze beſondere 
auf He a) Grundſteuer 
b) Grund⸗ 8 A 3 „ n. d. gem. Wert) 
e) Gebäude | Ze) Geb. b) Gewerbeſteuer 
d) Gewerbe⸗ Hd Gew. ** (n. d. ee 3 
3 9 75 Betrlebs⸗Kapital). 
nach ſtaatlicher Io 
Veranlagung 
(zu b—e) Sa. (b—e) 

Nachweiſung Muſter B. 
derjenigen Landgemeinden des Regierungsbezirk ds „ in denen für das 
Rechnungsjahr 

a) mehr als 400 % Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer erhoben werden, oder 


b) zwar nicht mehr als 400 % erhoben werden, aber die Belaſtung der Einkommenſteuer im Ver⸗ 


1. 
2. 
3. 
4. 


hältnis zu den Realſteuern eine ſtärkere iſt, als ſie im nächſtvorangegangenen Rechnungsjahre 
war, ſei es 

a) daß die Einkommenſteuerzuſchläge in ſtärkerem Verhältnis geftiegen find, ſei es 

5) daß ſie in geringerem Verhältnis geſunken ſind als die Realſteuerprozente. 


Bemerkungen zur Ausfüllung der Nachweiſung: 


Die einzelnen Landgemeinden ſind in der Nachweiſung nach Kreiſen zu ordnen. 

Unter den Zahlen des laufenden Rechnungsjahres find die des nächſtvorangegangenen Rechnungsſahres 
mit roter Tinte anzugeben. 

In Spalte 3 iſt nur derjenige Bedarf einzuſtellen, der durch Einkommenſteuer, Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuer aufgebracht werden ſoll. 

In Spalte „Bemerkungen“ find in Kürze beſondere direkte Steuern nachzuweiſen und die Gründe 
für die hohe Belaſtung der Einkommensteuer in den einzelnen Gemeinden anzugeben. 


— — ͤ——— ͤ—ũ— . —ä 6ĩ[çNñ— — .. 


An direkten Gemeindeſteuern ſollen aufgebracht werden durch 


Der dur 
Nan Einkommenſteuer Realſteuern 
Lau⸗ Steuern 000 
(ausſchlteßl. 9% der ſtaatlich veranlagten 
fende Gemeinde der Betriebs- der Steuern, und zwar 
fteuer) zu ſtaatlich a) 5 17 
Ps er ein ze nen 
Nr. W mn aller Real⸗ Realſteuern, 
edarf 5 en ſteuern E ihre Be⸗ 
euer laſtung nicht 
ee 2 e Ne 
1 2 3 4 5 6 7 8 
Kreis K. 


. In den Gemeindeſteuern ſind enthalten 


Kreisabgaben Schulabgaben 2 
Umlagemaß⸗ Umlagemaß⸗ 
ſtab (anzu ſtab (anzu⸗ Bemerkungen. 
geben in % geben in % 
der ſtaatlich der ſtaatlich 
veranlagten veranlagten 
Steuern) Steuern) 
2 K 
9 10 11 12 13 
Nachweiſung Muſter C. 
derjenigen nicht mehr als 100000 Einwohner zählenden Städte der e 5 
ö in denen für das Rechnungsſaht 


a mehr als 200 / ͤ Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer erhoben werden, oder 
b zwar nicht mehr als 200 % erhoben werden, aber die Belaſtung der Einkommenſteuer im Ver⸗ 
117007 zu den Realſteuern eine ſtärkere iſt, als ſie im nächſtvorangegangenen Rechnungsjahre 
war, ſei es 
%, daß die Einkommenſteuerzuſchläge in ſtärkerem Verhältnis geſtiegen find, fet es 
B, daß fie in geringerem Verhältnis geſunken find als dle Realſteuerprozente. 
Bemerkungen zur Ausfüllung der Nachweiſung: 
1. Die einzelnen Städte find in der Nachweiſung nach Reglerungsbezirken und innerhalb der Re⸗ 
gierungsbezirke nach Streifen zu ordnen. 
2. Unter den Zahlen des laufenden Rechnungsfahres find die des nächſtvorangegangenen Rechnungs⸗ 
jahres mit roter Tinte anzugeben. 
3. In Spalte 16 iſt auch kurz die Art der betreffenden gewerblichen Unternehmung zu bezeichnen, 
. M aus der Gasanſtalt“. N 
4. In Spalte „Bemerkungen“ ſind in Kürze beſondere direkte Steuern nachzuweiſen und die Gründe 


’ ür die hohe Belaſtung der Ei in den einzel t 
Bu hohe Belaſtung nkommenſteuer in den einzelnen Städten anzugeben 
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m nn —ç— 
Von dem in Spalte 3 angegebenen Betrage ſollen gedeckt 


Betrag des Einkommenſteuer Real 
Lau⸗ zu deckenden Ge⸗ 3 — —— 
fende Stadt Finanz⸗ bühren indirekte Betriebs⸗ 9% 
N und Steuern ſteuer der ſtaat⸗ 
ar BE Denaße lich ver⸗ 
anlagten 
Steuer 


Regierungsbezirk A. 
Kreis X 


Regierungsbezirk B. 
Kreis 2. 


werden durch In den Gemeindeſteuern ſind enthalten 


ſteuern Kreisabgaben Schulabgaben 
% der ſtaatlich veranlagten Umlage⸗ Umlage⸗ 
Steuern und zwar maßſtab maßſtab Bemerkun gen. 
a) b) (anzugeben an nehmungen 
aller Reale der einzelnen in % der 5 Io, der Stadt 
ſteuern zu- Realſteuern, ian Kara 
fammen wenn ihre a lagten 
Belaſtung nicht . Steuern) 
gleichmäßig ift 2 Steuern) . = 4. Br, 
10 11 13 14 15 16 
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Nachweiſung Muſter D. 
der in Stadigemeinden der Provinz eingeführten Schankkonzeſſionsſteuerordnungen. 
| ö Datum Datum 
der ze der] der Aufilmmung Veranlagungs⸗ 
Laufende Stadt Schank⸗ 190 191 maßſtab und Höhe der 
19 a tonzeifions- u des Steuer bei Errichtung 
ſteuer⸗ ausſchuſſes der Ober; neuer Wiriſchaften pp. 
ordnung Miniſter präſidenten 
111 bbb... 8 
(nach Regierungs⸗ 
bezirken geordnet; inner⸗ 
halb der Reglerungs⸗ 
bezirke alphabetiſcher 
Reihenfolge). 
.. T. — 
Steuer Eier Bemerkungen 
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Verorduungen und Bekanntmachungen der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
600. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Dachdecker⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Bärwalde, deren Bezirk 
den Kreis Königsberg Nm. ausſchließlich des Stadt⸗ 
bezirks Cüſtrin umfaſſen ſoll, beantragt haben, wird 
hiermit bekannt gemacht, daß der Herr Landrat in 
Königsberg Nm. von mir zum Kommiſſar behufs 
Ermittelung der Mehrheit der Beteiligten ernannt 
worden iſt. g 
Frankfurt a. O., den 11. Juli 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
601. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes für die offenen 
Verkaufsstellen der Spezlal⸗Lederhandlungen in der 
Stadtgemeinde Landsberg a. W beantragt haben, 
wird hiermit bekannt gemacht, daß der Herr Ober⸗ 
bürgermeiſter in Landsberg a. W. von mir zum 
Kommiſſar behufs Feſtſtellung der gemäß 8 139 f 
Abſatz 2 der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 
26. Juli 1900 erforderlichen Zahl von einem Drittel 
der beteiligten Geſchäftsinhaber ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 13. Juli 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

602. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Veitrittszwanges erklärt hat, ordne 
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ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Töpfer⸗ und Ofenſetzergewerbe, deren Bezirk 
den ehemaligen Schwiebuſer Kreisteil des Kreiſes 
Züllichau⸗Schwiebus umfaßt, mit dem Sitze in 
Schwiebus und unter dem Namen „Töpfer⸗ und 
Ofenſetzerinnung (Zwangsinnung)“ zu Schwiebus 
errichtet werde. 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören 
alle Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Hand⸗ 
werk betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. Oder, den 15. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

603. Nachdem ein Antrag von mehr als zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magiſtrats 
gemäß 8 139 f Abſatz 1 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stadt⸗ 
gemeinde Cottbus hierdurch an, daß die offenen 
Verkaufsſtellen der Juwelter⸗ und Uhrmachergeſchäfie 
vorbehaltlich der nach 8 139 e zugelaſſenen ver⸗ 
längerten Verkaufszeit während des ganzen Jahres 
von 8 Uhr abends ab für den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr geſchloſſen fein müſſen. Dieſe Anordnung tritt 
mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 15. Juli 1907. 

Der Reglerungspräſident. 
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604. Der Herr Miniſter hat am 9. d. Mts. 
dem Verein zur Förderung der Pferdezucht in der 
Provinz Poſen zu Gneſen die Erlaubnis erteilt, in 
Verbindung mit dem im April 1908 ſtattfindenden 
Wojcich⸗Markt eine öffentliche Verloſung von Pfer⸗ 
den, Wagen und anderen Gegenſtänden zu ver⸗ 
anſtalten und die Loſe in der ganzen Monarchie zu 
vertreiben. Es ſollen 150 000 Loſe zu je einer 
Mark ausgegeben werden und 2241 Gewinne im 
Geſamtwerte von 60000 Mark zur Ausſpielung 
gelangen. 

Frankfurt a. O., den 16. Juli 1907. 

Der Regierungspräſident. 

Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Reutenbauk für die Provinz Brandenburg. 
605. In Gemäßheit der Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Errich⸗ 
tung der Rentenbanken, und des Geſetzetz vom 7. Juli 
1891, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, wied 

am 14. Auguſt d. Js. mittags 12 Uhr 
in unſerem Geſchäftslokale, Kloſterſtraße 761 hler⸗ 
ſelbſt, die Ausloſung von 3 ½ % igen Rentenbriefen 
der Provinz Brandenburg (Litt. F—K) unter Zu⸗ 
ziehung der von der Provinzialvertretung gewählten 
Abgeordneten und eines Notars ſtattfinden. 

Berlin, den 17. Juli 1907. 

Königliche Direktion 
der Nentenbank für die Provinz Brandenburg. 

Bekanntmachung der Königlichen 

Waſſerbauinſpektion zu Eüſtrin. 
606. Seitens des Pommerſchen Pionier⸗ 
Bataillons Nr. 2 werden vom 25. Juli bis 
5. Auguſt d. Is. zwiſchen Güſtebieſe und Küſtrin 
Brückenſchläge auf der Oder vorgenommen werden. 
Während dieſer Zeit wird täglich vor⸗ und nach⸗ 
mittags eine zeitweiſe Unterbrechung der Schiff 
fahrt eintreten. Die Brückenſchlagſtellen werden 
durch eine an hohem Signalmaſt gehißte rote 
Rahmenflagge kenntlich gemacht werden. Außerdem 
werden etwa 1000 m oberhalb und 500 m unter: 
halb der Brücken Stromwachen in Pontons mit 
roten Flaggen aufgeſtellt, welche dle Schiffe mit 
Anweiſung verſehen werden. Namens und im Auf⸗ 
trage des Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Schleſten wird hlerdurch unter Hinweis auf die 
Polizeiverordnung über die Schiffahrt und Flößerei 
auf der Oder von der öſterreichiſchen Grenze bis 
Nipperwieſe vom 15. Mai 1906 beſtimmt, daß bie 
Schiffe und Flöße bei dieſen Stromwachen anzu⸗ 
halten haben und die Weiterfahrt nur nach eln⸗ 
geholter Genehmigung fortſetzen dürfen. Dampf⸗ 
ſchiffe dürfen die Brücken nur mit hinreichend ver⸗ 
langſamter Geſchwindigkeit paſſteren. Zuwiderhand⸗ 
lungen werden nach 88 27, 52 der Poltzeiverord⸗ 
nung über die Schiffahrt auf der Oder von der 


öſterreichiſchen Grenze bis Nipperwieſe vom 15. Mai 
1906 beſtraft. Küſtrin, den 15. Ault 1907. 
Der Waſſerbauinſpektor. 
Perſonal- Macht ichten. 
607. Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 
Allergnädigſt geruht, den Kreisärzten Dr. Schaefer 
in Sorau N⸗L. und Dr. König in Soldin den 
Charakter als Medizinalrat zu verleihen. 
608. Die Wahl des Stadtrentmeiſters Otto 
Seidel zu Schulitz zum Bürgermeiſter der Stadt 
Königswalde auf die geſetzliche zwölfjährige Dienſt⸗ 
periode iſt beſtätigt worden. 
609. Der Generalkommiſſions⸗Bureaudiätar 
Schulz in Frankfurt a. O. iſt zum Spezialkom⸗ 
miſſions⸗Sekretär ernannt worden. i 
610. Der Volksſchullehrer Alfred Kyau in 
Guben iſt vom 1. Juli dieſes Jahres ab als Vor⸗ 
ſchullehrer an dem Gymnaſium in Guben angeſtellt. 
611. Der Lehrerin Meta Schulz zu Buckow 
1. Mark, Kreis Lebus, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 
612. Dem Fräulein Charlotte Thür zu Peitz⸗ 
Hüttenwerk, Kreis Cotibus, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 
613. Der Kanzleidiätar Kurth iſt zum 
Regterungskanzliſten ernannt worden. 

14. Erledigt iſt die Oberpfarrſtelle König⸗ 
lichen Patronats zu Lippehne, Diözeſe Soldin, durch 
Verſetzung des Oberpfarrers Boit zum 1. Auguſt 
1907. Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeindewahl 
nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 — 
K. Geſ. u. V. Blatt S. 39. — Bewerbungen ſind 
ſchriftlich bei dem Königlichen Konſiſtorium einzureichen. 

Vermiſchtes. 

615. Statiſtiſches Handbuch für das Deutſche 
Reich, welches als Sammelwerk in überſichtlicher 
Form die weſentlichen Ergehniffe der verſchiedenen 
Zweige der Reichsſtalſtik für eine lange Reihe von 
Jahren wiedergibt. Das Handbuch gliedert ſich 
in zwei Teile. Der bisher erichienene erſte Teil bes 
handelt in 21 Abſchnitten die verfchtedenen Gebiete 
der Verwaltung und des öffentlichen Lebens; der gegen 
Ende dieſes Jahres erſcheinende zweite Teil wird den 
auswärtigen Handel des deutſchen Zollgebiets umfaſſen. 

Das Werk, welches bei Karl Heymanns Ver⸗ 
lag, Berlin W 8, Mauerſtraße 43/44 erſcheint, 
und den Behörden zur Anſchaffung nur empfohlen 
werden kann, iſt zum Ladenpreiſe von 10 Mark 
(Teil I und II) im Buchhandel käuflich. Beim 
Bezuge der einzelnen Teile koſtet Teil I 7 M., 
Teil Il 5 M. Für den Dienſtgebrauch der Behörden 
iſt die Verlagsbuchhandlung verpflichtet, das ganze 
Werk zum Preiſe von 8 M. abzugeben; für die 
einzelnen Teile tritt keine Preisermäßigung ein. 
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